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Nr. 2640

1. 95/130
Bericht der Petitionskom m ission vom  12.
Juni 1995: Begnadigungsgesuch des D.E.

ELISA BETH  NUSSBAUM ER  schickt voraus, dass sich die
Petitionskommission bei der Beurteilung von Begnadi-
gungsgesuchen jeweils auch mit der Straftat, dem Urteil
und den momentanen Lebensumständen der Gesuchs-
tellerinnen oder Gesuchsteller auseinandersetze und
deren Zukunftsaussichten beim Entscheid grosse Bedeu-
tung beimesse. Es gelte dabei zu beurteilen, ob eine
Strafverbüssung hinsichtlich der Resozialisierung einen
grossen Rückschlag bedeuten oder unter Umständen
wesentlich bessere Zukunftsperspektiven eröffnen wür-
de als eine Begnadigung.

Im vorliegenden Fall sei die Kommission zur Überzeu-
gung gekommen, dass die schwierige psychische Situati-
on des Gesuchstellers durch eine Begnadigung nicht
wesentlich verbessert werden könne und der Abbau der
massiven Schuldgefühle und Ängste durch eine psycho-
therapeutische Behandlung innerhalb eines "geschütz-
ten Rahmens" im Strafvollzug wahrscheinlich besser
möglich wäre, zumal seine Alltagssituation durch Ar-
beitslosigkeit und Trennungswirren in der Familie sehr
belastet werde. Dies seien die wesentlichsten Gründe
gewesen, die die Petitionskommission bewogen hätten,
dem Rat die Ablehnung des Begnadigungsgesuchs zu
beantragen.

Im übrigen sei bei der Europäischen Menschenrechts-
kommission noch ein Verfahren hängig, und der Voll-
zug der Strafe bleibe verwaltungsseitig bis zum Ab-
schluss aller Rechtsmittelverfahren eh sistiert.

://: Der Rat beschliesst gemäss Antrag der Petitionskom-
mission einstimmig, das Begnadigungsgesuch ab-
zulehnen.

Landratsbeschluss
betreffend Begnadigungsgesuch des D.E.

Vom 21. Juni 1995

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

Das Begnadigungsgesuch des E. D. wird abgelehnt. (Der
Vollzug der Strafe wird verwaltungsseitig sistiert, bis die
hängigen Rechtsmittelverfahren abgeschlossen sind)

Verteiler:

- Gesuchsteller (eingeschrieben)
- Obergericht, 4410 Liestal
- Dr. Pierre Joset, Advokat, Hauptstrasse 46, 4102

Binningen
- Abteilung Strafvollzug, Kanonengasse 20, 4410 Lies-

tal
- Abteilung Massnahmenvollzug, Kanonengasse 20,

4410 Liestal (mit Akten)
- Landeskanzlei

Für das Protokoll:
Erich Buser, Protokollsekretär

*

Nr. 2641

2. 95/133
Bericht der Finanzkom m ission vom  14.
Juni 1995: W ahl des Vorstehers der Finanz-
kontrolle für den Rest der Am tsperiode bis
31. März 1998

RU TH  H EEB  kommentiert den Kommissionsbericht
und beantragt dem Rat namens der einstimmigen Fi-
nanzkommission, Roland Winkler-Weber als Vorsteher
der Finanzkontrolle per 1. Januar 1996 zu wählen und
den Regierungsrat zu beauftragen, die Lohneinstufung
des neuen Vorstehers der Finanzkontrolle in Absprache
mit der Finanzkommission vorzunehmen.

AD R IA N  BA LLM ER  erklärt, dass der Eindruck entste-
hen könne, die Finanzkommission habe sich die Sache
leicht gemacht und einfach den bisherigen Stellvertreter
zum Nachfolger des Vorstehers der Finanzkontrolle
vorgeschlagen. Dies treffe jedoch nicht zu, denn der
Wahlausschuss sei erst nach intensiven Vorstellungs-
gesprächen mit den Kandidaten in der engeren Wahl zu
diesem klaren Ergebnis gekommen. Roland Winkler
habe sich sowohl mit seiner Sachkompetenz als auch
mit seinen Führungsqualitäten überzeugend durch-
gesetzt. Als Beteiligter an der Strukturanalyse stehe er
voll hinter deren Ergebnissen, was der Kommission sehr
wichtig erscheine. Die FDP-Fraktion beantrage dem Rat
einstimmig, Roland Winkler als Vorsteher der Finanz-
kontrolle zu wählen.

JO SEF AN D R ES ist davon überzeugt, dass der Landrat
mit dieser Wahl über einen der wichtigsten Posten ent-
scheide, den der Kanton zu vergeben habe. Als Mitglied
des Wahlausschusses der Finanzkommission könne er
bestätigen, dass man entsprechend der Wichtigkeit
dieser Position eine sehr gründliche und faire Evaluati-
on vorgenommen habe. Die CVP-Fraktion stehe ein-
stimmig hinter der Nomination von Roland Winkler
und beantrage dem Rat, ihn als neuen Vorsteher der
Finanzkontrolle zu wählen.

RO LA N D  LAU BE  gibt bekannt, dass sich die SP-Fraktion
einstimmig hinter die Wahl von Roland Winkler stelle
und glaube, mit ihm eine Person gefunden zu haben, die
eine gute Zusammenarbeit mit der Finanzkommission
und dem Parlament gewährleiste.

H ILDY H A A S erklärt, dass sich auch die SVP/EVP-Frak-
tion einstimmig hinter diese Nomination stelle.

Titel und Ingress: Keine Wortbegehren

Ziffer 1

://: Der Landrat wählt einstimmig Roland Winkler-We-
ber, geboren am 30. März 1953, Mettelenweg 28,
4456 Tenniken, bisher Stellvertreter des Vorstehers
der Finanzkontrolle, als Vorsteher der Finanzkon-
trolle per 1. Januar 1996.

Ziffer 2

://: Der Regierungsrat wird einstimmig beauftragt, die
Lohneinstufung des neuen Vorstehers der Finanz-
kontrolle in Absprache mit der Finanzkommission
vorzunehmen.

Landratsbeschluss
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betreffend W ahl des Vorstehers der kanto-
nalen Finanzkontrolle

Vom 21. Juni 1995

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft be-
schliesst:

1. Der Landrat wählt Roland W inkler-W eber, gebo-
ren am 30. März 1953, Mettelenweg 28, 4456
Tenniken, bisher Stellvertreter des Vorstehers der
Finanzkontrolle, als Vorsteher der Finanzkontrolle
per 1. Januar 1996.

2. Der Regierungsrat nimmt die Lohneinstufung des
neuen Vorstehers der Finanzkontrolle in Abspra-
che mit der Finanzkommission vor.

Verteiler:
- Roland Winkler-W eber, Mettelenweg 28, 4456

Tenniken
- Beamtenversicherungskasse, Arisdörferstrasse 2,

4410 Liestal
- Finanz- und Kirchendirektion
- Finanzkontrolle
- Finanzverwaltung
- Personalamt

Für das Protokoll:
Erich Buser, Protokollsekretär

*

Nr. 2642

3. 95/58
Berichte des Regierungsrates vom  21. März
1995 und der Spezialkom m ission  vom  8.
Juni 1995: Jahresbericht und Rechnung für
das Jahr 1994 der Basellandschaftlichen
Kantonalbank

ESTH ER  AESCH LIM A N N , Präsidentin der Spezialkom-
mission, kommentiert den Kommissionsbericht und
hebt hervor, dass die gemeinsame Sitzung von grosser
Offenheit seitens der Bankgremien geprägt gewesen sei.
Die Verantwortlichen der Basellandschaftlichen Kan-
tonalbank hätten alle Fragen der Spezialkommission
eingehend beantwortet und sämtliches Zahlenmaterial
verständlich und transparent dargestellt, wofür sie ih-
nen an dieser Stelle nochmals danke.

Es sei das letzte Mal gewesen, dass eine Spezialkommissi-
on diese Prüfungsaufgabe wahrgenommen habe, denn
in Zukunft falle sie in den Kompetenzbereich der Fi-
nanzkommission.

Zum Rechnungsabschluss sei zusammenfassend zu
sagen, dass die Bank ihr überdurchschnittliches
Wachstum im gesamtschweizerischen Vergleich auch
im Jahre 1994 habe fortsetzen und den Reingewinn um
5,1% auf 40.9 Mio Franken habe steigern können. We-
sentlich dazu beigetragen habe die Integration der Sitze
in Grellingen und Laufen. Die Ertragsentwicklung habe
demgegenüber eine Verschlechterung erfahren, die auf
eine negative Entwicklung im Zinsdifferenzgeschäft -
der wichtigsten Ertragsquelle der Bank - zurückzuführen
sei. Der Zinsensaldo habe sich im Rechnungsjahr um
19,5% bzw. 16,3 Mio Franken verringert. Der Bilanzge-
winn betrage 25,9 Mio Franken, und die Zuweisungen
an die Reserven und an den Kanton beliefen sich auf je
12 Mio Franken.

Zum Erfolg der Basellandschaftlichen Kantonalbank
habe auch ihr Personal beigetragen, dem ebenfalls der
beste Dank gebühre.

Im Namen der Spezialkommission beantrage sie dem
Rat die Genehmigung des Geschäftsberichts und der
Rechnung der Basellandschaftlichen Kantonalbank für
das Jahr 1994.

H AN SR U ED I BIER I erklärt, die FDP-Fraktion sei erfreut
über die gutgeführte, starke Kantonalbank, die sicher
nicht zum Kreis jener Kantonalbanken gehöre, der sich
in den letzten Jahren zum Teil selbst ins Gespräch ge-
bracht habe. Den Verantwortlichen der Bank danke
seine Fraktion für die gute und offene Präsentation der
Rechnung 1994 und auch für die fundierte Beantwor-
tung der Fragen der Kommission.

Nicht jede Bank sei eine Ruhebank, denn die Banken-
welt befinde sich zur Zeit allgemein im Fluss. Um so
beachtlicher sei es, dass die Basellandschaftliche Kan-
tonalbank einmal mehr ein überdurchschnittliches
Wachstum verzeichnen und sich in der rauhen wirt-
schaftlichen Landschaft gut behaupten könne, wenn
auch der Cash-flow wegen der schlechteren Zinsmargen
etwas zurückgegangen sei. Der Landrat müsse sich be-
wusst sein, sich mit der Kantonalbank aufgrund unter-
schiedlicher Erwartungen - möglichst hohe Erträge und
Zuweisungen im kantonalen Interesse und zurückhal-
tende Hypothekarzinsgestaltung aus Sicht der Schuldner
- stets in einem gewissen Zielkonflikt zu befinden.

Als beachtlich beurteile er die sehr hohen Marktanteile
in den verschiedenen Segmenten, die die Kantonalbank
bearbeite. Vorallem im Hypothekenbereich dürfe die
Bank ihre Leaderposition nicht nur als Ausdruck ihres
guten Images in der Bevölkerung verstehen, sondern sie
müsse darin auch ihre grosse volkswirtschaftliche Ver-
antwortung erkennen. Da die Konkurrenz nicht ruhe,
könne sich die KB nicht auf ihren Lorbeeren ausruhen.

Die FDP-Fraktion nehme mit Genugtuung zur Kenntnis,
dass trotz immer noch angespannter Wirtschaftslage der
Rückstellungsbedarf der Bank gesunken sei. Risikolosig-
keit könne allerdings nicht das Ziel einer solchen Unter-
nehmung sein, weil dann nichts mehr laufe. Gefragt sei
eine gesunde Risikobereitschaft, die der KB ermögliche,
einen wichtigen Beitrag an die wirtschaftliche Entwick-
lung der Region zu leisten. In diesem Sinne begrüsse
seine Fraktion die ständige Vorwärtsstrategie der Bank,
die sich vorallem in einer Erweiterung der Ertragsspar-
ten und einer organisatorischen Ausrichtung auf die
Kundeninteressen manifestiere.

Was die in letzter Zeit entfachte Diskussion um den
Status der Kantonalbanken, die Staatsgarantie, die Pri-
vatisierung usw. anbelange, halte es seine Fraktion für
wichtiger, die Kantonalbank sich innerhalb der wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen frei entfalten zu
lassen, als ihr politische Leitplanken zu setzen. Sie be-
grüsse aber auch die angestrebten Kooperationen mit
anderen Kantonalbanken, u.a. der baselstädtischen.

Die FDP-Fraktion danke der Führung und dem Personal
der Basellandschaftlichen Kantonalbank für den ge-
leisteten Einsatz und wünsche ihnen auch in Zukunft
viel Erfolg. Ferner beantrage sie dem Rat einstimmig, die
Rechnung und den Jahresbericht 1994 zu genehmigen.

KU R T  LA U PER  bezeichnet es als erfreulich, dass die
Basellandschaftliche Kantonalbank ein grösseres
Wachstum der Bilanzsumme als vergleichbare Bank-
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institute in der Schweiz verzeichnen könne. Wenn auch
der Reingewinn mit 5,1% nicht immens gestiegen sei,
dürfe er doch als anständig bezeichnet werden.

Die Zunahme der Bilanzsumme sei teilweise auf die
Übernahme der Filialen Grellingen und Laufen von der
Berner Kantonalbank und der Ersparniskasse des unte-
ren Baselbiets zurückzuführen. Bei diesen per 1. Januar
1994 erfolgten Übernahmen habe es keine Schwierig-
keiten und negativen Überraschungen gegeben.

Der starke Anstieg bei den Hypotheken sei erfreulich,
habe aber sicher auch Nachteile, wenn er mit einem
geringeren Wachstum der Spargelder und einer geringe-
ren Zinsdifferenz - gegenwärtig betrage sie nur noch
0,7% - einhergehe.

Die Spezialkommission habe den Eindruck gewonnen,
dass die KB sehr zeitgemäss und effizient arbeite und
den Ausbau der Kundenberatung weiterhin fördere. Sie
gelte bei der Bevölkerung als solide Bank, und entspre-
chend gross sei das Vertrauen, das man in sie setze.

Im Klein- und Privatkreditbereich betätige sich die KB
nur indirekt mit einer Beteiligung in Höhe von 80 Mio
Franken an einer Gesellschaft der Kantonalbanken, der
Lisca AG, die Darlehen zu sehr günstigen Zinskonditio-
nen gewähre.

Die Abschreibungen, Rückstellungen und Verluste hät-
ten sich im Geschäftsjahr gegenüber dem Vorjahr um
38% auf 41 Mio Franken reduziert, wobei die effektiven
Verluste noch markanter zurückgegangen seien.

Die Zunahme der Reserven und Eigenmittel um unge-
fähr 38 auf über 804 Mio Franken werte seine Fraktion
angesichts der Ereignisse in den Kantonen Bern, Solot-
hurn und Waadt als ebenso erfreulich wie die Tatsache,
dass damit die bankengesetzliche Minimaldeckung, die
im Falle der Basellandschaftlichen Kantonalbank mit
502 Mio Franken zu veranschlagen sei, deutlich über-
troffen werde. Mit einer Überdeckung von 60% rangiere
sie innerhalb des Kantonalbankvergleichs auf Platz
sechs.

Dass die KB erfolgreich operiere, könne auch der folgen-
den, kürzlich veröffentlichten Rangliste der Kantonal-
banken für das Jahr 1994 entnommen werden:

Reingewinn pro Mitarbeiter:

 1. Rang: Basellandschaftliche Kantonalbank m it
67'000 Franken

 2. Rang: B a s e l s t ä d t i s c h e  K a n t o n a l b a n k  m i t
47'000 Franken

18. Rang: Zürcher Kantonalbank mit 34'000 Fran-
ken

Das Personal der KB BL werde gefordert, aber auch ge-
fördert.

Die Zusammenarbeit mit anderen Kantonalbanken
werde vorallem im EDV-Bereich gepflegt und neuer-
dings auch noch auf andere Bereiche ausgedehnt. Er
begrüsse, dass die KB ihre Fühler auch über die Landes-
grenze hinaus ins Badische und Elsässische ausstrecke.

Über die Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze
bestehe eine umfangreiche, vom Bankrat im März 1994
genehmigte Vorschrift, die auch der Kontrollstelle als
Arbeitspapier diene.

Aus Sicht der SP seien starke Kantonalbanken mehr als
wünschenswert, denn sie halte es für geradezu beängs-
tigend, wie stark der Marktanteil der Grossbanken in der
Schweiz zunehme, gemäss Statistik in den letzten knapp
40 Jahren von 27 auf 62%! Gleichzeitig sei der Markt-
anteil der Kantonalbanken von 35,5% auf bescheidene
25,5% zurückgegangen. Dieser Entwicklung müsse Ein-
halt geboten werden, z.B. dadurch, dass man der Entfal-
tung der Kantonalbanken zu "Vollbanken" keine
Schranken setze. Der Präsident der Schweizerischen
Bankiervereinigung, Dr. Georg F. Krayer, habe anlässlich
des Bankiertages 1994 mit gutem Grund folgendes aus-
geführt:

"Wie auch immer eine Kantonalbank organisiert ist,
sie muss bankgerecht und nicht politik- und partei-
konform geführt werden."

Die Spezialkommission habe den Eindruck, dass die
Basellandschaftliche Kantonalbank diesen Grundsatz in
der Vergangenheit beherzigt habe und dies - gemäss
Aussage von Bankratspräsident Werner Degen - auch in
Zukunft tun werde.

Die SP-Fraktion beantrage dem Rat einstimmig, den
Geschäftsbericht und die Jahresrechnung 1994 zu ge-
nehmigen um dem Personal den Dank auszusprechen.

VER EN A  BU R K I beantragt namens der einstimmigen
SVP/EVP-Fraktion, den Jahresbericht und die Rechnung
der Basellandschaftlichen Kantonalbank für das Jahr
1994 zu genehmigen.

Schon anlässlich der Versammlung der Partizipations-
scheininhaber sei sie von der Geschäftsphilosophie
dieser Bank beeindruckt gewesen, und dieser Eindruck
sei an der Sitzung der Spezialkommission bestätigt wor-
den. Die KB scheine offensichtlich bemüht zu sein, sich
in erster Linie auf die Bedürfnisse ihrer Kunden auszu-
richten. Dass sie dabei noch verdienen müsse, um ihre
Angestellten entlöhnen, die Gebäude- und Mietkosten
decken und das für ihren Betrieb erforderliche Kapital
verzinsen zu können, sei selbstverständlich. Die Spezial-
kommission habe aber den Eindruck gewonnen, dass
dabei nicht die Gewinnmaximierung, für die es viele
schlechte Beispiele gebe, sondern die Befriedigung der
Kundenbedürfnisse im Vordergrund stehe.

Sie gestatte sich doch noch, ins Füllhorn des allgemei-
nen Lobes einen kleinen Wermutstropfen zu mischen,
und zwar im Hinblick auf die kürzliche Bemerkung des
Finanzdirektors und gleichzeitigen Vizepräsidenten des
Bankrats, dass das Kleinkreditwesen als Krebsübel und
Ursache vieler Steuererlass- und Stundungsgesuche be-
trachtet werden müsse. Aus dieser Sicht verhalte sich die
Kantonalbank widersprüchlich, wenn sie via Tochter-
und Enkelgesellschaften das Konsumkreditgeschäft
betreibe.

Es bleibe nur zu hoffen, dass der rundum gute Eindruck,
den diese Bank bei der Spezialkommission hinterlassen
habe, nicht trüge.

W A LTER  JER M A N N  hat es angenehm überrascht, wie
die Verantwortlichen der Bank alle Details offengelegt
und alle von den Spezialkommissionsmitgliedern ge-
stellten Fragen rückhaltlos beantwortet hätten. Mit dem
präsentierten Resultat dürfe man sicher zufrieden sein.
Für ihn sei es wichtig, dass die KB ein kundenorientiertes
Diensleistungsangebot pflege, sich nicht scheue, neue
Wege zu gehen, und Kundenfreundlichkeit zum Ge-
schäftsprinzip erhoben habe.
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Die CVP-Fraktion plädiere einstimmig dafür, die Jahres-
rechnung zu genehmigen und die gute Arbeit sowohl
der Bankleitung, als auch des Personals herzlich zu ver-
danken.

ED ITH  STA U BER  erklärt namens der Fraktion der Grü-
nen Eintreten auf und Zustimmung zur Rechnung 1994.
Unbestritten und für den kantonalen Finanzhaushalt
erfreulich sei sicher die Tatsache, dass die Zuweisung an
die Staatskasse wiederum 12 Mio Franken betrage, die
Bank erneut eine leichte Wachstumssteigerung erzielt
habe, die Stillen Reserven neuerdings offen ausgewiesen
würden und die Eigenmittel um 38 Mio Franken zu-
genommen hätten.

In wirtschaftlicher Hinsicht habe die Kantonalbank
sicher gut gearbeitet. Schon gute Tradition im Landrat
habe aber die Forderung der Grünen nach einer ver-
stärkten Frauenförderung an die Adresse der Kantonal-
bankleitung. Kürzlich habe der Kauffrauische Verein
(SKV) in einer Umfrage festgestellt, dass vorallem Kader-
frauen und ältere Frauen lohnmässig benachteiligt wür-
den. Nun wäre es interessant zu erfahren, wie es bei der
KB in Sachen Lohnpolitik aussehe. Dazu habe sie schon
im Januar 1992 eine schriftliche Anfrage eingereicht, die
bis heute nicht beantwortet worden sei.

Auch fehle bei der Kantonalbank offensichtlich eine
effiziente Karrierenplanung für Frauen. Denn nur damit
sei erklärbar, dass man auch letztes Jahr wiederum zwei
Männer ins oberste Kader der Bankleitung gewählt und
somit dort oben die weibliche Präsenz nicht verbessert
habe. Auf der Ebene der Sitzdirektionen seien die Frauen
mit lediglich einer Direktorin krass untervertreten. Da-
gegen könnten vorallem Frauen Abbau-Opfer werden.
Obwohl nämlich der Personalbestand gegenüber dem
Vorjahr um 30 Personen zugenommen habe, seien wei-
tere Rationalisierungsmassnahmen im Bereich der Rou-
tinegeschäfte und des Zahlungsverkehrs vorgesehen.
Fall diese einen Personalabbau zu Folge hätten, könnten
vorallem Frauen die Betroffenen sein.

Erfreulicherweise sei die Kantonalbank neuerdings be-
reit, die Stillen Reserven in Höhe von 340 Mio Franken
nicht mehr in der Rubrik "sonstige Passiven" zu verste-
cken, sondern offen auszuweisen, wie sie dies bereits vor
einem Jahr mittels eines Postulats gefordert habe.

Trotz des neuen Transparenzverständnisses der
Bankleitung könne sie nach einer dreistündigen Spezial-
kommissionssitzung Finanzleichen im Keller nicht aus-
schliessen. Es stehe aber fest, dass sich die Baselland-
schaftliche Kantonalbank mit 804 Mio Franken Eigen-
mitteln in der gesamtschweizerischen Bankenland-
schaft sehen lassen dürfe.

PETER  BR U N N ER  gibt bekannt, dass auch die SD-Frak-
tion vom sehr guten Jahresergebnis der Kantonalbank
zustimmend Kenntnis nehme. Doch stelle sich auch für
sie die grundsätzliche Frage, ob es noch eine Kantonal-
bank brauche und sich der Kanton eine mit einer unbe-
schränkten Haftung verbundene Staatsgarantie ihr ge-
genüber finanziell überhaupt leisten könne. Das Beispiel
der Solothurner Kantonalbank habe ja gezeigt, dass ein
Kanton in arge finanzielle Bedrängnis geraten könne,
wenn er für sein ins Schlingern geratenes Institut gera-
destehen müsse. Durch den rasanten Wandel in der
Bankenbranche würden die Kantonalbanken und die
verantwortlichen Politiker herausgefordert, und auch
der Landrat werde früher oder später nicht darum he-
rumkommen, volkswirtschaftlich äusserst relevante
Fragen zu diskutieren wie die, ob eine Privatisierung

oder eine Teilprivatisierung und eine Loslösung der
Kantonalbank von ihren gesetzlichen Verpflichtungen
auf die Dauer nicht auch für den Kanton von Vorteil
wäre oder ob eine Aufrechterhaltung des Status quo
mehr brächte. Noch habe der Kanton Zeit, ohne Zwang
und wirtschaftlichen Druck nach einer Lösung zu su-
chen. Die Direktion der Basellandschaftlichen Kanto-
nalbank scheine die Zeichen der Zeit erkannt zu haben,
wie ihre Kooperationsbestrebungen zeigten.

Abschliessend müsse seine Fraktion im Zusammenhang
mit der Beteiligung der KB an den drei Rheinparkhäu-
sern in Birsfelden und der dort verfolgten Mietzinspoli-
tik doch noch eine Kritik anbringen. Vor ungefähr zwei
Jahren sei ihm seitens der Beamtenversicherungskasse
und der Kantonalbank versprochen worden, dass man
sich um sozialverträgliche Lösungen bemühen und die
erforderlichen Mietzinserhöhungen in Grenzen halten
werde. Während damals noch von maximal 50% die
Rede gewesen sei, sollen Pressemeldungen zufolge die
Mieten tatsächlich um bis zu 80% angehoben worden
sein und bereits rund 200 Mieterinnen und Mieter Ein-
spruch erhoben haben. Nach dem sehr guten Geschäfts-
ergebnis erwarte er von der KB, dass sie nach Lösungen
suchen werde, die vorallem langjährigen Mietern ent-
gegenkomme.

Die SD-Fraktion trete auf das Geschäft ein und stimme
dem Jahresbericht zu, doch erwarte sie von der Bank,
dass sie sich in Birsfelden ein stückweit kooperativ ver-
halten werde.

://: Eintreten ist unbestritten.

Landratsbeschluss
betreffend Jahresbericht und Rechnung für
das Jahr 1994 der Basellandschaftlichen
Kantonalbank

Vom 21. Juni 1995

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft be-
schliesst:

Der Landrat genehmigt einstimmig den Bericht und
die Rechnung der Basellandschaftlichen Kantonal-
bank für das Jahr 1994.

Verteiler:
- Basellandschaftliche Kantonalbank, Rheinstrasse 7,

4410 Liestal
- Finanz- und Kirchendirektion

Für das Protokoll:
Erich Buser, Protokollsekretär

*

Nr. 2643

4. 95/89
Berichte des Regierungsrates vom  11. April
1995 und der Finanzkom m ission vom  12.
Juni 1995: Staatsrechnung 1994

RU TH  H EEB, Präsidentin der Finanzkommission, kom-
mentiert den Kommissionsbericht und hebt hervor, dass
die Staatsrechnung 1994 gegenüber der Vorjahresrech-
nung und dem Budget wesentlich besser abschneide.
Die Laufende Rechnung schliesse praktisch ausgegli-
chen und die Investitionsrechnung leicht über dem
Vorjahresniveau und nahe dem Budget ab. Die Selbst-
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finanzierung habe sich gegenüber dem Vorjahr und
dem Budget deutlich verbessert. Entsprechend stark sei
auch die Selbstfinanzierungsquote gestiegen, nämlich
auf fast 62%, während sie im Jahre 1993 lediglich 37,3%
betragen habe und im Budget gar mit nur 15% veran-
schlagt gewesen sei. Der Finanzierungssaldo sei hin-
gegen negativ geblieben, aber deutlich unter dem Vor-
jahresstand und krass unter dem Budget. In der Laufen-
den Rechnung stehe einer leichten Zunahme des Ge-
samtaufwands ein stärkerer Anstieg des Ertrags gegen-
über. Für den letzteren sei nebst der Staatssteuer der
natürlichen Personen auch die Auflösung von Reserven
verantwortlich.

Wenn es das Rechnungsergebnis zu würdigen gelte,
dürfe man gewiss mit Genugtuung zur Kenntnis neh-
men, dass der Erfolg der anhaltenden Sparanstrengun-
gen in der kantonalen Verwaltungen zunehmend sicht-
bar zu werden beginne. Gleichzeitig sei aber eine ganze
Reihe von Sonderfaktoren zu berücksichtigen, z.B.
Mehrerträge von etwa 30 Mio Franken bei der Staats-
steuer, die Auflösung von Rückstellungen im Zuge der
BVB-Verkehrseinnahmensaldierung in Höhe von 10
Mio Franken und ein Sonderertrag von 13,3 Mio Fran-
ken bei der Auflösung Stiller Reserven im Zusammen-
hang mit dem Erwerb des Schlosses Wildenstein. Ohne
diese Sonderfaktoren wäre das Rechnungsergebnis si-
cher schlechter ausgefallen und das Defizit grösser ge-
worden.

Dem Kapitel "Das Rechnungsergebnis im Überblick" ab
Seite 4 des Kommissionsberichts könne u.a. entnom-
men werden, dass die Pro-Kopf-Verschuldung sich seit
dem Jahre 1989 praktisch verdoppelt habe und nun-
mehr 4'065 Franken betrage.

Den Fraktionssprechern bleibe es vorbehalten, die
Staatsrechnung 1994 aus ihrer Sicht zu würdigen. Was
die weiteren Feststellungen der Finanzkommission im
Detail anbelange, verweise sie auf ihren Bericht (Seite 5
ff).

Namens der einstimmigen Finanzkommission beantra-
ge sie dem Rat, auf die Staatsrechnung 1994 einzutreten.

AD R IA N  BA LLM ER  dankt vorweg der Finanzkommis-
sionspräsidentin für die trotz aller parteipolitischen
Gegensätze objektive und seriöse Berichterstattung. Ob
man mit dem Ergebnis der Staatsrechnung 1994 zufrie-
den oder unzufrieden sei und beispielsweise die Staats-
kasse für halb voll oder für halb leer halte, hänge von
der Erwartungshaltung und der parteipolitischen Optik
ab. Immerhin habe die Staatsrechnung bezüglich der
wesentlichen Kennziffern "Cash flow" und Finanzie-
rungssaldo markant besser als budgetiert und auch deut-
lich besser als im Vorjahr abgeschlossen. Es handle sich
aber um einmalige Faktoren, die zu dieser Verbesserung
vorwiegend beigetragen hätten.

Die Subkommissionen hätten mit Befriedigung fest-
stellen können, dass sich die Budgetdisziplin der Regie-
rung und Verwaltung verbessert habe und die Sparan-
strengungen manifest zu werden begännen. Zusammen
mit den anderen Faktoren sei dies der Grund dafür, dass
sich der Saldo der Laufenden Rechnung gegenüber dem
Budget um knapp 67 Mio Franken verbessert habe.
Trotzdem könne nicht von einem guten Rechnungs-
abschluss 1994 gesprochen werden, weil die Verschul-
dung auf gut 1 Mrd Franken angewachsen sei, zusätzli-
che Aufgaben bevorständen und der Finanzplan steigen-
de Finanzierungsfehlbeträge ankündige. Ein "Sparpaket
III" mit zusätzlichen Massnahmen auf der Ausgabenseite

bleibe unverändert notwendig und dringlich. Befür-
worter einer Sanierung über die Einnahmen müsse er
darauf hinweisen, dass im Rechnungsjahr 1994 einem
Ertrag von 1'687 Mio Franken ein Aufwand von 634 Mio
im Personalbereich, von 412 Mio im Bildungsbereich,
von 334 Mio im Gesundheitsbereich und von 195 Mio
Franken im Bereich der sozialen Wohlfahrt gegenüber-
stehe. Es sei einfach nicht möglich und noch nie mög-
lich gewesen, Öffentliche Hände über Mehreinnahmen
zu sanieren.

Mehr als von einem "Massnahmenpaket III" verspreche
er sich aber von der Einführung geeigneter Führungs-
instrumente wie Kostenrechnung, Controlling, Mange-
mentinformation im Rahmen des Projektes "Neues
Rechnungswesen", das von der Finanzkommission kürz-
lich verabschiedet worden sei, und von der Revision des
Finanzhaushaltsgesetzes, von der er annehme, dass sie
gelegentlich vor den Landrat kommen werde. Zeitlich
und sachlich müsse diesen Massnahmen grössere Dring-
lichkeit zuerkannt werden als einem "Massnahmenpa-
ket III".

Die FDP-Fraktion beantrage dem Rat, auf die Staatsrech-
nung 1994 einzutreten.

ESTH ER  AESCH LIM A N N  beantragt dem Rat namens
der SP-Fraktion, auf die Staatsrechnung einzutreten und
sie zu genehmigen. Bis zu einem gewissen Grad handle
es sich bei der Rechnung um eine Momentaufnahme.
Wenn diese auch kein rundum befriedigendes Bild zei-
ge, so habe die Fraktion doch mit Genugtuung eine wei-
tere Verbesserung der Budgetdisziplin und eine Zunah-
me des Selbstfinanzierungsgrades auf 62% feststellen
können. Andererseits sei sie sich bewusst, dass das posi-
tive Ergebnis vorallem einmaligen Faktoren zugeschrie-
ben und die Entwicklung der Schulden als problema-
tisch beurteilt werden müsse. Was die letztere angehe,
werde die Situation in Zukunft noch verschärft, weil die
Steuersenkungsinitiative des Hausbesitzerverbandes
Mindereinnahmen in der Grössenordnung von 14 Mio
Franken zur Folge haben werde. In diesem Zusammen-
hang müsse sie persönlich das staatspolitische Verant-
wortungsgefühl gewisser Lokal- und Bundespolitiker in
Zweifel ziehen.

Zum Erfolg der Sparbemühungen habe nebst der Regie-
rung auch der Landrat massgeblich beigetragen, z.B.
durch Reduktion des Teuerungsausgleich um 0,5% und
Mitwirkung in der Interfraktionellen Arbeitsgruppe zur
Sanierung der Staatsfinanzen. Die SP-Fraktion sei der
Ansicht, dass die Ausgaben auch in Zukunft auf ihre
Notwendigkeit hin zu überprüfen seien, lehne aber un-
reflektierte "Schnellschüsse" im Ausgabenbereich weiter-
hin ab.

Wenn das "Massnahmenpaket III" im Sinne des Votum
von Adrian Ballmer ausgestaltet und auf die Ausgaben-
seite beschränkt würde,  wäre es nichts weiteres als ein
"Sparpaket", das von der SP-Fraktion abgelehnt werden
müsste, weil seinerzeit sie dem "Massnahmenpaket III"
als einem sowohl die Einnahmen- wie die Ausgabenseite
umfassenden Ganzen zugestimmt habe. Sie meine auch,
dass das "Sanierungspaket II" ganz vollzogen sein müsse,
ehe man an das Schnüren eines dritten Pakets denke.
Falls sich ein weiterer Sanierungbedarf ergeben sollte,
komme für die SP-Fraktion ein "Sparpaket III" ganz si-
cher nicht in Frage. Sie werde jedenfalls nur zu einem
ausgewogenen "Sanierungspaket", das auch die Einnah-
menseite einschliesse, Hand bieten.
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H ILDY H A A S erklärt namens der SVP/EVP-Fraktion
Eintreten auf die Staatsrechnung 1994. Sie betrachte es
ebenfalls als erfreulich, dass die Sparmassnahmen zu
greifen anfingen und die Laufende Rechnung positiv
abschliesse. Allerdings bereite ihr die Entwicklung der
Schulden grosse Sorgen, und sie finde, dass das Geld, das
für den Schuldendienst aufgewendet werden müsse,
nützlicher investiert werden könnte. Sie frage sich ange-
sichts dieser Sachlage, ob nicht eine vorübergehende
Reduktion der Investitionen ins Auge gefasst werden
müsste. Hingegen halte sie die Zielsetzung für richtig,
dass ein Selbstfinanzierungsgrad von 75% angestrebt
werden müsse.

Die SVP/EVP-Fraktion beantrage dem Rat, die
Staatsrechnung 1994 zu genehmigen.

JO SEF AN D R ES gibt bekannt, dass die CVP-Fraktion die
Staatsrechnung 1994 weder unter die guten, noch unter
die schlechten, sondern unter die weniger schlechten
Rechnungen einordne. Wie bereits zutreffend erwähnt
worden sei, hätten vorallem einige Sonderfaktoren in
mehrfacher Millionenhöhe zu dieser weniger schlech-
ten Rechnung beigetragen. Mittel- bis langfristig ver-
bleibe der Kanton Basel-Landschaft in einer kritischen
Finanzlage.

Die vorliegende Staatsrechnung würdigen zu müssen,
bedeute für ihn, in eine Art Wechselbad der Gefühle zu
tauchen. So vermöge der etwas bessere Finanzierungs-
saldo nicht darüber hinwegzutäuschen, dass man nach
Finanzplan bis zum Jahre 2000 mit Defiziten bis zu 160
Mio Franken zu rechnen habe. Auch bezüglich des
Selbstfinanzierungsgrads, der derzeit bei einigermassen
erträglichen 62% liege, dürfe man sich keinen Illusio-
nen hingeben, denn langfristig werde er mit kläglichen
30% prognostiziert. Wenn man das Ziel von 75% errei-
chen wolle, komme man also um weitere Verbesserungs-
massnahmen nicht herum. Positiv und zu loben sei
hingegen die Budgetdisziplin, weil daraus geschlossen
werden könne, dass jetzt effizienter mit dem Geld umge-
gangen werde. Andererseits müsse in verschiedenen
Bereichen ein ungebremstes Wachstum konstatiert und
deshalb davon ausgegangen werden, dass man die Aus-
gabenseite noch nicht im Griff habe; dafür spreche be-
sonders die nach wie vor klar überproportionale Zu-
wachsrate in den Bereichen Umwelt und Raumordnung,
Soziale Wohlfahrt und Volkswirtschaft. Bei den Perso-
nalkosten sei hingegen keine wesentlich über die Teue-
rung hinausgehende Zunahme festzustellen. Als weite-
res Positivum dürfe auch die seit 1987 erstmals wieder
rückläufige Staatsquote verzeichnet werden.

Zu ernsthafter Beunruhigung Anlass gebe das Verhalten
des Bundes, der sich zufolge seiner eigenen schlechten
Finanzlage immer wie mehr aus der Mitverantwortung
stehle. Der Kommissionsbericht gehe im Zusammen-
hang mit den Bundesbeiträgen und dem Darlehen an
die Arbeitslosenversicherung näher auf die Problematik
ein.

Die Dramatik der Schuldenentwicklung lasse sich an der
Tatsache erkennen, dass der Kanton Basel-Landschaft
heute pro Tag etwa 170'000 Franken Schuldzinsen be-
zahle und an Schuldentilgung nicht zu denken sei.

Abschliessend müsse er feststellen, dass trotz des einiger-
massen befriedigenden Rechnungsergebnisses im Jahre
1994 keine Anzeichen einer Trendwende auszumachen
seien, bei der Budgetierung noch viel zu viel fort-
geschrieben und zum Teil weiterhin Geld ausgegeben
werde, das man nicht habe. Obwohl den "Sanierungs-

paketen I und II" ein gewisser Erfolg nicht abgesprochen
werden könne, sei ein "Sanierungspaket III" absolut un-
verzichtbar. Für die CVP-Fraktion stehe dabei die Been-
digung der Schuldenwirtschaft, also zumindest die Sta-
bilisierung des Schuldenbergs im Vordergrund. Wenn
dies nicht gelinge, riskiere man, dass die künftigen Ge-
nerationen nicht einmal mehr in der Lage wären, die
Zinsen zu bezahlen, geschweige denn Rückzahlungen zu
leisten. Ein Selbstfinanzierungsgrad von 60% sei für
seine Fraktion das absolute Minimum. Langsam müsse
der Einsicht zum Durchbruch verholfen werden, dass
der Staat kein Geld mehr ausgeben dürfe, das er nicht
habe. Effizienter Umgang mit staatlichen Mitteln müsse
belohnt werden, aber auch eine Verbesserung der Kon-
trollmechanismen im Sinne des Projektes "Neues Rech-
nungswesen" und eine ständige Überprüfung der Staats-
aufgaben und der Subventionen sei unverzichtbar, und
zwar unter der Prämisse: "Verzicht auf das W ünsch-
bare und Konzentration auf das Machbare!"

Die CVP-Fraktion sei einstimmig für Eintreten auf die
Staatsrechnung 1994.

ED ITH  STA U BER  stellt fest, dass die Staatsrechnung
1994 mit einem Überschuss von rund 2 Mio Franken
abschliesse, also mit schwarzen Zahlen, statt mit einem
tiefroten Defizit von 65 Mio Franken, wie dies die Regie-
rung vor Jahresfrist im Budget 1994 prognostiziert habe.
Die Fraktion der Grünen frage sich, weshalb die Regie-
rung nicht in der Lage sei, dem Parlament realistische
Finanzpläne vorzulegen.

Sie habe bereits anlässlich der Behandlungen der Rech-
nungen der Jahre 1992 und 1993 festgestellt, dass sie
jeweils besser als budgetiert ausgefallen seien. Ein kumu-
lierter Vergleich von Budget und Rechnung zwischen
1991 und 1994 habe ergeben, dass sich die Fehlprogno-
sen in der Laufenden Rechnung auf 120 Mio Franken
und beim Finanzierungssaldo, also bei der Neuverschul-
dung, auf 162 Mio Franken belaufen hätten.

Diese repressive Budgetpolitik, die der Regierung als
taktischer Spielraum zum Abbau im Sozial- und Umwelt-
bereich diene - so kürzlich zur Stellenstreichung beim
"Umwelttelefon" -, müsse doch dem Parlament zu den-
ken geben. Die Grünen forderten darum schon seit Jah-
ren einen realistischen Finanzplan, der die mittelfristige
Entwicklung der Kantonsfinanzen zuverlässig aufzeige
und nicht Spielräume in der Höhe von jährlich 70 Mio
Franken zulasse. Die finanzpolitische Analyse der Grü-
nen jedenfalls werde Jahr für Jahr bestätigt, nämlich
dass die sachliche Notwendigkeit von Sparübungen
vorallem im Personal- und Bildungsbereich fehle.

In Übereinstimmung mit der Interfraktionellen Arbeits-
gruppe anerkenne auch die Fraktion der Grünen, dass
auf der Ausgabenseite gespart werden müsse. Grosse
Sparpotentiale sehe sie in veralteten, umweltschädigen-
den Bauprojekten wie jenem betreffend den Bau der J2.
Darum habe sie zusammen mit dem "Verein Pro Ergolz"
zwei Gesetzesinitiativen - "Ausbau des öffentlichen Ver-
kehrs" und "Ausbau der Rheinstrasse" - lanciert. Allein
mit dem Verzicht auf den Ausbau der J2 könnten bei
Realisierung dieser beiden Initiativen mindestens 100
Mio Franken eingespart werden.

Sie erinnere die Regierung im weiteren daran, dass der
Landrat im Frühling 1993 ihr Postulat für eine ökologi-
sche Steuerreform überwiesen habe. Obschon dieses
Thema gesamtschweizerisch und international an Be-
deutung gewinne, scheine sich im Baselbiet noch nichts
zu bewegen. Dabei hätte die Regierung die Möglichkeit,
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eine neue Steuerart einzuführen, wie zum Beispiel eine
Zusatzsteuer für Zweitautos oder für Fahrzeuge mit Kli-
maanlagen. In der Schweiz sei bald jeder dritte Neuwa-
gen mit einer solchen ausgestattet. Auf das angeschlage-
ne Erdklima wirke sich dieser Boom verheerend aus,
denn die Kältemittel zerstörten die Ozonschicht und
heizten so die Atmosphäre auf. Zwar habe die Regierung
das "Klimabündnis" mit seiner Forderung nach Halbie-
rung der CO2-Emissionen bis ins Jahr 2010 unterschrie-
ben und erfreulicherweise auch eine Verantstaltungs-
reihe finanziell unterstützt. Konkrete Massnahmen -
und anders als über das Portemonnaie gehe es nun ein-
mal nicht - liessen aber weiterhin auf sich warten.

Die Fraktion der Grünen sei für Eintreten und stimme
der Staatsrechnung zu, fordere aber nachdrücklich eine
Neuorientierung der Finanzpolitik auf ökologischer
Basis.

RU D O LF KELLER  stellt fest, dass die Zeit der mageren
Jahre keineswegs vorbei und jene der fetten Jahre noch
nicht angebrochen sei. Diese Aussage sei für die SD-Frak-
tion im Zusammenhang mit dieser Rechnung die wich-
tigste. Sie stimme ihr auch zu und konstatiere mit Be-
friedigung, dass der Rechnungsabschluss besser ausge-
fallen sei als auch schon. Das relativ gute Ergebnis kön-
ne vorallem den Sparanstrengungen des Landrats und
der Regierung zugeschrieben werden. Allerdings dürfe
nicht behauptet werden, dass damit die Finanzprobleme
des Kantons bereits gelöst seien. Die Schweizer Demo-
kraten hätten aus diesem Grund ein weiteres Sparpaket
verlangt; sie erwarteten nun vom Regierungsrat, dass er
dem Landrat unverzüglich eine einschlägige Vorlage
unterbreiten werde.

Es müsse gelingen, die längerfristige Verschuldung und
damit die Höhe der Schuldzinsen zu reduzieren. Die SD-
Fraktion halte ausdrücklich fest, dass sie vom Kanton
Bern einen grösseren Laufentalbeitrag erwartet hätte
und nach wie vor Steuererhöhungen und Sondersteuern
zur Finanzierung von Einzelprojekten ablehne. Die letz-
teren müssten im Rahmen der normalen Rechnung
Platz haben. Je mehr Geld vorhanden sei, umso ver-
schwenderischer werde damit umgegangen. Es sei klar,
dass kaum mehr mit der Rückzahlung der
Arbeitslosenkassen-Darlehen durch den Bund gerechnet
werden dürfe; es handle sich dabei um Investitionen, die
abgeschrieben werden müssten. Leider müssten in
nächster Zeit seitens des Bundes zusätzliche Belastungen
grösseren Ausmasses erwartet werden, die nur durch
eine sehr zurückhaltende kantonale Finanzpolitik eini-
germassen aufgefangen werden könnten.

Positiv würdige seine Fraktion die Tatsache, dass die
Staatsquote seit vielen Jahren erstmals wieder leicht
zurückgegangen sei. Sie erachte es auch als erfreulich,
dass es der Regierung gelungen sei, relativ präzis zu bud-
getieren, wie die gegenüber früher geringeren Unter-
schiede zwischen Budget und Rechnung zeigten.

Insgesamt ermuntere die SD-Fraktion Landrat und Re-
gierung, nicht locker zu lassen und ganz simpel und
einfach weiterzusparen. In diesem Sinne trete sie auf die
Rechnung ein und stimme ihr auch zu.

Für das Protokoll:
Erich Buser, Protokollsekretär

*

H A N S FÜ N FSCH ILLIN G  dankt für die gute Aufnahme.
Zu Adrian Ballmer: Wir haben bisher die Löhne immer

bezahlen können. Die Frage ist nur, woher dieses Geld
kommt. Wenn man den Finanzplan betrachtet, sieht
man, dass etwas unternommen werden muss. Andern-
falls steigt der Anteil der Schuldzinsen, wodurch der
finanzielle Handlungsspielraum verloren ginge. Zu Hil-
dy Haas: In Jahren, in denen man rechnungsmässig gut
abschloss, hat man teilweise über 100 Mio Franken we-
niger investiert. So ist es natürlich einfach, gute Rech-
nungsabschlüsse vorzulegen. Dann ist es aber einfach
die nachfolgende Generation, welche zur Kasse gebeten
wird. Wenn wir heute nicht investieren, müssen es ein-
fach unsere Nachkommen tun. Bezüglich des Sanie-
rungspaketes legen wir im Moment das Schwergewicht
darauf, die Instrumente zu schaffen, um diese Sanierung
überhaupt vornehmen zu können. Dazu gehört u.a. ein
neues Finanzhaushaltgesetz. Im übrigen warten wir
noch immer darauf, ob die Punkte, welche im Sanie-
rungspaket enthalten waren, vor Landrat und Volk
überhaupt Gnade finden. Mehr zu sparen, ist nicht mög-
lich, denn das würde heissen, Geld auf die Seite zu legen.
Wir haben aber dieses Geld gar nicht, sondern nur
Schulden. Zu den Darlehen der Arbeitslosenversiche-
rung: Der Bund hat inzwischen begonnen, diese zurück-
zuzahlen. Diese Rückzahlungen sind aber nicht so hoch
wie unsere Mehrausgaben. Zum Laufental: Auch wir
haben von Seiten des Kantons Bern mehr erwartet. Man
kann aber letztlich nur das erhalten, was vorhanden ist.
Persönlich hofft er, dass der nächste Rechnungs-
abschluss ebenso gut ausfallen wird. Allerdings müssen
wir annehmen, dass dies nicht der Fall sein wird. 

H AN S RU D I TSCH O P P: Es dünkt ihn, die Auffassungen
zwischen Finanzdirektion und -kommission bezüglich
der Steuerausstände seien unterschiedlich. 

KU R T  LA U PER : Der FDP-Sprecher erklärte, es sei noch
nie möglich gewesen, den öffentlichen Finanzhaushalt
über die Einnahmen zu sanieren. Dem ist aber nicht so.
Wie kommt die CVP zu ihren Aussagen, welche den
Wahlslogans diametral gegenüberstehen? Die Schweizer
Demokraten haben sich in Bern sehr vehement für eine
Steueramnestie eingesetzt. Die Steuern, welche dem
Bund fehlen, haben aber auch Auswirkungen auf die
Kantone, weil sie ja vom Bund entsprechend geringere
Anteile erhalten. 

AD R IA N  BA LLM ER: Tatsache ist, dass der Kanton an-
fangs der 90er Jahre immer Mehreinnahmen erzielte.
Der Aufwand ist jedoch wesentlich stärker angestiegen.

JO SEF AN D R ES verweist auf S. 14 der Staatsrechnung.
Daraus sieht man, welche Positionen in den letzten
Jahren überproportional gewachsen sind. Wenn er sagt,
es gäbe für ihn kein Tabu, bedeutet dies noch lange kei-
nen Sozialabbau. 

H AN S FÜ N FSCH ILLIN G: Zur Frage von Hans Rudi
Tschopp ist zu bemerken, dass die Zahlen in der Tabelle
die "ordentlichen" Steuerzahler betreffen, also jene,
welche schon anfangs Jahr im Kanton wohnhaft waren.
Den Kauf des Schlosses Wildenstein hat man ausser-
ordentlich abgeschrieben. Darum ergibt sich eine ent-
sprechend hohe Abschreibungsquote. Die Grundstück-
steuern sind darum höher ausgefallen, weil der Markt
diesbezüglich wieder angezogen hat. 

://: Eintreten ist unbestritten. 

In der Detailberatung  wird das Wort nicht verlangt
und den Ziffern 1 und 2 jeweils einstimmig zugestimmt.
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Landratsbeschluss
betreffend Staatsrechnung 1994

Vom 21. Juni 1995

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft be-
schliesst:

1. Vom Bericht der Kantonalen Finanzkontrolle zur
Staatsrechnung 1994, vom Bericht der Kantona-
len Finanzkontrolle zur Jahresrechnung 1994 der
Ingenieurschule beider Basel und vom Bericht der
Kontrollstelle der Motorfahrzeugprüfstation beider
Basel zur Jahresrechnung 1994 wird zustimmend
Kenntnis genommen.

2. Es werden genehmigt:
2.1 die Staatsrechnung 1994, bestehend aus:
a. der Verwaltungsrechnung (Laufende Rech-

nung und Investitionsrechnung);
b. den Spezialrechnungen (Rheinhafen, Ingeni-

eurschule, Motorfahrzeugprüfstation);
c. den Bestandesrechnungen (Vermögensrech-

nungen)
2.2 die Jahresrechnungen 1994 der staatlichen

Fonds und Stiftungen;
2.3 die Bauabrechnungen der Rheinhafenverwal-

tung:
a. Sanierung der Hard- und der Hafenstrasse

(K on to 1 4 9 6 4 ) m it  K osten  von  F r.
279'788.10 (Kredit Fr. 300'000.--);

b. Projektauftrag für Geleise längs des Verbin-
dungsquais (Konto 14959) mit Kosten von Fr.
134'785.95 (Kredit Fr. 250'000.--);

c. Projektauftrag für Duckdalben am Verbin-
dungsquai zwischen Birsfelder- und Auhafen
(Konto 14953) mit Kosten von Fr. 22'184.85
(Kredit Fr. 50'000.--).

Für das Protokoll:
Hans Artho, Protokollsekretär

*

Nr. 2644

5. 95/113
Berichte des Regierungsrates vom  16. Mai
1995 und der Finanzkom m ission vom  14.
Juni 1995: Änderungen im  Voranschlag
1995

RU TH  H EEB: Die Finanzkommission hat einstimmig
beschlossen, auf die beantragten Änderungen einzutre-
ten. Wesentlich ist, dass ein zusätzlicher Kredit in die
Vorlage aufgenommen werden soll für die Einführung
des neuen Rechnungswesens. Leider wird es nicht mög-
lich sein, die entsprechende Vorlage noch vor den Som-
merferien im Plenum zu verabschieden. Die Verwaltung
möchte aber mit den entsprechenden Arbeiten in den
kommenden Wochen beginnen. Allerdings möchte die
Kommission dies nicht als Präjudiz behandelt wissen.
Beim neuen Rechnungswesen handelt es sich um einen
eigentlichen Quantensprung. Die Kommission kam zum
Schluss, dass man dem Projekt einen Bärendienst er-
weisen würde, wenn man nun eine sture Haltung ein-
nehmen würde. Deshalb bittet sie, diesbezüglich ein
Auge zuzudrücken. Das zeitliche Management war in
dieser Sache etwas unglücklich und sollte wenn immer
möglich nicht mehr vorkommen.

AD R IA N  BA LLM ER: Die FDP-Fraktion stimmt der Vor-
lage einstimmig zu. Das von der Kommissionspräsiden-
tin erwähnte Vorgehen bezüglich des Zusatzes ist nicht
üblich und sollte nicht zur Gewohnheit werden. Es ist
aber erfreulich, dass die Kommission diesem Vorgehen
trotzdem einstimmig zugestimmt hat. Ein Stop wäre für
dieses Projekt tödlich. Es sollte im Gegenteil zügig
durchgezogen werden, und das Vorgehen kann auch
entsprechend begründet werden. Er bittet deshalb, die-
sem Antrag integral zuzustimmen. 

KU R T  LA U PER : Die SP kann diesem Änderungen eben-
falls zustimmen. Das gilt auch für den Zusatzantrag, weil
man einsieht, dass die kommenden Sommermonate
entsprechend genutzt werden sollten. 

JO SEF AN D R ES: Auch die CVP ist für Eintreten und
man steht auch hinter dem Antrag bezüglich des neuen
Rechnungswesens. 

ER ICH  STR A U M A N N  stellt die Frage, ob in den Kosten
bezüglich der Bodenkartierung (Konto 318.20-1) auch
die Ausbildung des Verwaltungspersonal eingeschlossen
sei. Könnten die entsprechenden Spezialisten aus der
Bundesrepublik nicht zu uns kommen statt umgekehrt?

ED ITH  STAUBER: Die Grünen stimmen den Nachtrags-
krediten ebenfalls zu. Man ist für Eintreten. 

H AN S FÜ N FSCH ILLIN G: Bezüglich der Frage von Erich
Straumann hat man ausgerechnet, was den Kanton bil-
liger zu stehen kommt. Es ist tatsächlich günstiger,
wenn 3 Leute von uns in die BRD reisen. 

ED U A R D  BELSER: Der Budgetprozess für dieses Jahr
war schon abgeschlossen, als der Landrat diesen Posten -
entgegen den Willen der Regierung - verlangte. 

://: Eintreten auf die Vorlage ist unbestritten. 

In der Detailberatung wird das Wort nicht verlangt
und dem Landratsbeschluss wird einstim m ig zu-
gestim m t.  

Landratsbeschluss s. Anhang

Für das Protokoll:
Hans Artho, Protokollsekretär

*

Nr. 2645

6. 95/105
Berichte des Regierungsrates vom  2. Mai
1995 und der Personalkom m ission vom 8.
Juni 1995: Gleichstellung der Handarbeits-
lehrerinnen m it den Hauswirtschaftslehre-
rinnen

AD O LF BRO DBECK, Präsident der Personalkommissi-
on, erläutert den Kommissionsbericht. Es geht hier um
einen Sonderfall und nicht etwa um eine Funktions-
überprüfung der noch immer geltenden analytischen
Bewertung. Man rüttelt also nicht etwa am Lohnsystem.
Die Voraussetzungen haben sich aber im Verlaufe der
vergangenen 20 Jahre völlig verändert. Die Gleichstel-
lung bedeutet, dass zwei typische Frauenberufe einander
angeglichen werden. Betroffen ist eine Gruppe von 310
Lehrpersonen, welche aber mehrheitlich in Teilpensen
arbeiten. Die Anzahl der Vollstellen ist nicht bekannt.
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Die Lohnerhöhung beträgt 6 - 6,8 %. Im schweizeri-
schen Quervergleich steht Baselland damit sehr gut da.
Die entstehenden Mehrkosten können auf viele Schul-
tern verteilt werden. Pro Gemeinde betragen diese etwa
8`000 Franken. Bezüglich Besoldungsrevision zeigt sich,
dass der Einreihungsplan am meisten Korrekturen wird
erfahren müssen. Der neue Landrat wird dannzumal
entscheiden müssen, ob man diese Besoldungsänderung
haben will oder nicht. 

M A R G O T  H U N ZIK ER: Die vorgesehene Dekretsände-
rung ist richtig. Die grosse Mehrheit der Gemeinden hat
ihr ebenfalls zugestimmt. Es ist auch an der Zeit,m dass
die Besoldungsrevision endlich an die Hand genommen
wird, denn es liegen noch viele andere Begehren auf
dem Tisch, welche endlich behandelt werden müssten.
Sie bittet, dieser Vorlage zuzustimmen. 

SU SA N N E BU H O LZER: Die FDP ist - bei zahlreichen
Enthaltungen - für Eintreten auf die Vorlage. Die Aus-
bildung für beide Berufe ist seit einigen Jahren einheit-
lich auf 3 Jahre festgesetzt worden. Die Aufgaben und
Pensen sind die gleichen. Es ist aber ein grosses Anlie-
gen, dass man am Lohngefüge keine Änderungen vor-
nimmt. 

M A R CEL METZG ER: Die CVP ist ebenfalls für Eintreten
und Zustimmung. Ein gewisses Unbehagen hat man
wegen des Umfeldes. In kurzer Zeit ist dies bereits die
zweite Änderung im Besoldungswesen. Man erwartet
deshalb, dass man mit der Anpassung des Beamtenge-
setzes nun zügig vorwärts macht, damit die Besoldungs-
revision an die Hand genommen werden kann. 

RÖ S GR A F: Die Grünen unterstützen diese Gleichstel-
lung. Die beiden Berufe weisen seit Jahren die gleiche
Ausbildungsdauer auf. Es ist darum an der Zeit, sie auch
besoldungsmässig einander gleichzustellen. Es gibt
noch verschiedene andere Berufe - vor allem Frauenbe-
rufe - welche auf die lange Bank geschoben werden. Dies
ist unerfreulich. 

PETER  BR U N N ER: Auch die Schweizer Demokraten
können dieser Gleichstellung zustimmen. Zu denken
gibt allerdings die Stellungnahme einzelner Gemein-
den, welche eher eine Reduktion der Besoldungen wol-
len. 

H A N S SCH ÄUBLIN: Die SVP/EVP stimmt dieser Vorlage
ebenfalls zu, weil man die Gleichstellung als richtig
erachtet. 

BR U N O W EISH A UP T: Es sind bei der Beratung dieser
Vorlage auch noch ein paar kritische Bemerkungen an-
zubringen. Man weiss, dass es noch weitere Begehren
um Besoldungsanpassungen gibt. Eines davon ist jenes
der Lehrerinnen für Spitalberufe. Dabei handelt es sich
um eine Berufsschule, doch sind die Lehrkräfte seit jeher
um einiges tiefer eingestuft als die Kollegen der übrigen
Berufsschulen. Bereits im Jahre 1989 sind auf dem
Dienstweg entsprechende Begehren eingereicht wor-
den. Bisher ist aber nichts gegangen, obwohl diese Lehr-
kräfte von der Aufsichtskommission unterstützt worden
sind. Im Jahre 1991 wurde ein entsprechendes Postulat
eingereicht, welches dann im Jahre 1993 überwiesen
wurde. Auf eine entsprechende Anfrage hin wurde mit-
geteilt, der Landrat werde im Jahre 1995 über eine neue
Besoldungsordnung beschliessen. Dem ist nun aber
nicht so, und trotzdem wird nun eine Besoldungsanpas-
sung für eine bestimmte Berufskategorie vorgeschlagen.
Warum wird das Begehren der Lehrerinnen für Spitalbe-
rufe immer auf die lange Bank geschoben? Wie lange

dauert es noch, bis die Besoldungsrevision endlich an
die Hand genommen wird?

H AN S FÜ N FSCH ILLIN G: Es liegen mehrere Begehren
auf dem Tisch, und allen wurde erklärt, dass diese im
Zusammenhang mit der generellen Bsoldungsneuord-
nung behandelt würden. Die Geschichte dieser Revision
ist bekannt. Man wird nun die Arbeiten daran wieder
aufnehmen. Wie schnell dies vorwärts geht, hängt von
der Zusammenarbeit mit den Personalverbänden ab.
Man kann sich bei der ganzen Sache auch auf Erfahrun-
gen in unseren Nachbarkantonen abstützen, was ein
rascheres Vorwärtskommen ermöglicht. Vorgezogen hat
man die heute zur Diskussion stehende Kategorie, weil
ein interner Vergleich sehr einfach gezogen werden
kann, während dies bei der Schule für Spitalberufe sehr
viel komplexer ist. 

AD O LF BRO DBECK: Das letzte mal hat man am Besol-
dungssystem gerüttelt bei der Einreihung der Direk-
tionssekretäre. Dies ist aber schon einige Jahre her. Im
vorliegenden Fall hingegen rüttelt man am System
selbst eigentlich nicht. 

://: Eintreten auf die Vorlage ist unbestritten. 

Zum Dekretsentwurf wird das Wort nicht verlangt.

://: Dem unterbreiteten Landratsbeschluss wird ein-
stimmig zugestimmt. 

Landratsbeschluss
betreffend Gleichstellung der Handarbeits-
lehrerinnen m it den Hauswirtschaftslehre-
rinnen

Änderung vom 21. Juni 1995

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft be-
schliesst:

1. Das Dekret vom 17. Mai 1979 zum Beamtenge-
setz wird wie folgt geändert:

Anhang I, Ämterklassifikation - (Einreihungs-
plan)

Lohnklasse 15, Erziehungs- und Bildungsfunktio-
nen: Handarbeitslehrerin wird gestrichen.

Lohnklasse 14, Erziehungs- und Bildungsfunktio-
nen: neu Handarbeitslehrerin.

2. Diese Änderung tritt am 24. Juli 1995 in Kraft.

Für das Protokoll:
Hans Artho, Protokollsekretär

*

Nr. 2646

7. 95/40-10
Berichte des Regierungsrates vom  11. April
1995 und der Spezialkom m ission vom  2.
Juni 1995: Jahresbericht 1994 des Sicher-
heitsinspektorates K anton Basel-Land-
schaft

W ILLI BER N EGG ER , Präsident der Spezialkommission,
erläutert den Kommissionsbericht. Es handelt sich um
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den letzten Bericht, der von der Spezialkommission
vorgelegt wird. In den vergangenen 9 Jahren - nach dem
Ereignis von Schweizerhalle - ist nichts mehr passiert.
Das zeigt, dass man offenbar gut gearbeitet hat. Wer ist
dafür verantwortlich? In den einzelnen Firmen spielen
die Sicherheitsfragen heute eine sehr grosse Rolle. Aber
auch die staatliche Tätigkeit hat ihren Einfluss. All je-
nen, welche hier positiv wirken, möchte er an dieser
Stelle herzlich danken. Dieser Dank gebührt auch den
Mitgliedern der Spezialkommission, welche sich sehr
intensiv mit der Materie befasst haben. Die Kommission
empfiehlt, den Jahresbericht zu genehmigen. 

PE T ER  TO BLER  möchte Willi Bernegger namens der
übrigen Kommissionsmitglieder für die souveräne Lei-
tung der Kommission danken. Es wurde erreicht, dass
Regierung, Verwaltung und Landrat am gleichen Strick
ziehen. Wichtig ist nun die Frage, wie es weitergehen
soll. Die angefangenen Risikoanalysen müssen zu Ende
geführt werden. Man weiss aber noch nicht, welche
Massnahmen im Bereich "Verkehr" getroffen werden
müssen. Wenn alle Ergebnisse vorliegen, wird man die
Massstäbe überprüfen müssen. Notwendig ist auch eine
Koordination mit den Nachbarkantonen, insbesondere
mit Basel-Stadt. Vor allem aber muss die Koordination
mit dem Bund klappen. Eigentlich wollte man eine um-
fassende Sicherheit, es fehlen aber die gemeinsamen
Massstäbe. Dies wird also weiterhin eine grosse Aufgabe
sein. Was kann der Regierungsrat tun? Die Regierung
muss in jenem Teilbereich, für welchen sie kompetent
ist, diese Sicherheitspolitik weiterführen. Der Kanton
sollte versuchen, einheitliche Massstäbe durchzusetzen.

H EIDI PO R TM A N N: Die gute Arbeit des Sicherheits-
inspektorates sollte nicht darüber hinwegtäuschen, dass
es in unserer Region noch immer grosse Risiken gibt. Sie
bittet den Regierungsrat, bei den SBB bezüglich der Risi-
koermittlung energisch vorstellig zu werden. Bezüglich
der Chlortankanlagen in Schweizerhalle ist festzuhal-
ten, dass ein Unglück verheerende Folgen hätte. Die
Experten sprechen davon, dass mehrere tausend Tote zu
beklagen wären. Von zuständiger Stelle wird nun aber
behauptet, dass ein solcher Unfall gar nicht möglich sei.
Dies kann aber trotz aller Massnahmen nie ganz ausge-
schlossen werden. Zu den Atommülltransporten: Die
Risikoermittlung der SBB liegt noch immer nicht vor. Da
müsste man ebenfalls vorstellig werden, umso mehr, als
diese Transporte absolut keinen Sinn machen. 

ALFR ED  PETER: Die CVP nimmt mit Befriedigung von
diesem Jahresbericht Kenntnis. Er zeigt, dass das Gefah-
renpotential mit Umsicht analysiert wird. Auch die nöti-
gen Massnahmen zur Vorsorge werden mit Vernunft
und Umsicht angegangen. Die Situationen werden
gründlich abgeklärt, und es ist zu hoffen, dass dies auch
in Zukunft der Fall sein wird. 

VER EN A  BU R K I: Auch die SVP/EVP nimmt mit Be-
friedigung vom Jahresbericht Kenntnis. Offensichtlich
war die Arbeit des Sicherheitsinspektorates und der Be-
triebe im Jahre 1994 erfolgreich. Von 26 Ereignissen hat
nur ein einziges zu einem Störfall geführt. Mehr als die
Hälfte dieser Ereignisse ergaben sich beim Transport.
Der Bund hat seine Hausaufgabe noch nicht gemacht,
denn die Risikoanalyse der SBB liegt noch immer nicht
vor. Man bittet darum den Regierungsrat, entsprechend
vorstellig zu werden. 

DA N IEL M Ü LLER: Vor 10 Jahren hat der Brand in
Schweizerhalle den Landrat sehr stark beschäftigt, später
aber nicht mehr. Sehr rasch hat man verdrängt, wie
nahe unser Kanton an einer Katastrophe vorbeiging. Ein

Resultat jener Nacht war die Einrichtung des Sicher-
heitsinspektorates. Diesem wird nun von allen Seiten
seriöse Arbeit zugebilligt. Ein Defizit besteht diesbezüg-
lich noch beim Zivilschutz. Die Grünen nehmen vom
Jahresbericht des Sicherheitsinspektorates Kenntnis. 

PETER  DEGEN: Auch die Schweizer Demokraten neh-
men den Jahresbericht zur Kenntnis und danken den
Mitarbeitern des Sicherheitsinspektorates für die sehr
gute Arbeit. Eine 100 %ige Sicherheit wird es nie geben,
doch können die Gefahren gemindert werden. 

RO LF RÜCK : Die Beilagen zum Jahresbericht sind sehr
informativ. Mehr braucht der Landrat eigentlich gar
nicht zu wissen. Es ist nicht Aufgabe des Landrates, die
technischen Regeln zu erlassen. Wenn jemand Details
erfahren will, kann er sich an das Sicherheitsinspektorat
wenden. 

Für das Protokoll:
Hans Artho, Protokollsekretär

*

BEG RÜ N D UN G D ER  PER SÖ N LICH EN  VO R STÖ SSE

Nr. 2647

95/135

Postulat von Peter Minder: Umgestaltung der Altmarkt-
kreuzung (Liestal) in einen Kreisel, bezw. in ein Oval mit
Kreiselverkehr

Zum  Vorstoss keine W ortm eldung.
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Für das Protokoll:
Hans Artho, Protokollsekretär

* 

Die nächste Landratssitzung findet statt
am

22. Juni 1995

*

Für die Richtigkeit des Protokolls

Im Nam en des Landrates

der Präsident:

der Landschreiber:

19950915/mb
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